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Wir laden herzlich ein zu einem ganz besonderen Film
Veranstalter: Verein für Toleranz und Zivilcourage e.V. Neumünster
Verboten-Verfolgt-Vergessen
                                Die Verfolgung der politischen Opposition in der Adenauerzeit 
                                                                                                                                                            Ein Film von Daniel Burkholz
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Bereits kurz nach Ende des 2. Weltkriegs begann der Kalte Krieg. Vor diesem Hintergrund  plante die Bundesregierung unter Kanzler Adenauer schon 1950 den Aufbau einer Armee. Gegen dieses Vorhaben gab es in der Bevölkerung große Proteste. Die Regierung Adenauer reagierte schnell. Innerhalb weniger Wochen wurde ein politisches Strafrecht eingeführt,             das seine Wurzeln im Strafrecht der Nazizeit hatte. Alle Bürgerinnen und Bürger, die gegen                        die Wiederbewaffnung waren, galten nun als Staatsfeinde. Über 200.000 Menschen wurden politisch verfolgt - häufig von Polizisten, Staatsanwälten oder Richtern, die ihr Handwerk noch   in der Nazizeit gelernt hatten - und etwa 10.000 von ihnen zu teils langjährigen Gefängnisstrafen verurteilt. Oftmals wurde ihre Existenz zerstört. Auf diese Weise wurde erstmalig in der Geschichte der Bundesrepublik, und lange vor 1968, eine große außerparlamentarische Bewegung zerschlagen - eine politische Weichenstellung, die sich bis heute auswirkt.      
Wann: Freitag, 21. Juni 2013, 19.00 Uhr 

Wo: Gewerkschaftshaus Neumünster,  Carlstrasse 7

Im Anschluss an den Film steht der Regisseur für Fragen und zur Diskussion zur Verfügung!

V.i.S.d.P. Verein für Toleranz und Zivilcourage NMS e.V. Carlstrasse 7 24534 Neumünster
Die Veranstalter behalten sich vor, von ihrem Hausrecht Gebrauch zu machen und Personen, die rechtsextremen Parteien oder Organisationen angehören, der rechtsextremen Szene zuzuordnen sind oder bereits in der Vergangenheit durch rassistische, antisemitische oder andere menschenverachtenden Äußerungen in Erscheinung getreten sind, den Zutritt zur Veranstaltung zu verwehren.
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